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Quellen

Bildschirm- und Büroarbeitsplätze – Leitfaden für die Gestaltung, DGUV Information 215-410
Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV)
Arbeitsstättenverordnung, ArbStättV Anhang Pkt. 6

© Unfallkasse NRW

Das Büro einer Kindertageseinrichtung ist entsprechend den Arbeitsaufgaben
ihrer Leitungskraft einzurichten. Vielfältige Führungsauf​gaben, Management-
sowie Verwaltungstätigkeiten prägen den Arbeits​alltag von Leiterinnen und
Leitern und erfordern den Einsatz moderner Informations- und
Kommunikationsmittel.

Dementsprechend handelt es sich um einen Arbeitsplatz, der nach den
geltenden Vorschriften zur Gestaltung von Büroarbeitsplätzen ausgestattet sein
muss.

Hierzu gehören folgende Ausstattungsmerkmale:

ergonomisch geeignete Büromöbel
einen geeigneten Bildschirm und Computer
ausreichende Belüftungsmöglichkeiten
ein angenehmes Raumklima
eine den Sehaufgaben entsprechende Beleuchtung

Vor der Aufnahme der Tätigkeit an Bildschirmgeräten hat der Arbeitgeber den Beschäftigten eine arbeitsmedizinische
Vorsorgeuntersuchung (Angebotsvorsorge) zum Sehvermögen anzubieten. Dieses Angebot ist in regelmäßigen Zeitabständen
sowie bei Auftreten von Sehbeschwerden, die auf die Arbeit am Bildschirmgerät zurückgeführt werden können, zu wiederholen.
Den Beschäftigten sind im erforderlichen Umfang spezielle Sehhilfen für ihre Arbeit an Bildschirmgeräten zur Verfügung zu
stellen, wenn die Ergebnisse der Untersuchung dies erfordern.
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Bildungsauftrag der Tageseinrichtung für Kinder

Die Frage „Wie viel Aufsicht ist notwendig, lässt sich nicht allgemein
beantworten. Es handelt sich letztlich um ein Bedingungsverhältnis, das in jeder
Situation neu zu bestimmen ist:
„So viel Förderung wie möglich, soviel Aufsicht wie nötig“.

Pädagogische Fachkräfte in Tageseinrichtungen für Kinder haben einen
Förderauftrag. Dieser beinhaltet, die Kinder in ihrer Obhut zu bilden, zu erziehen
und zu betreuen und sie vor möglichem Schaden zu bewahren. Ziel der
Förderung ist die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit (§ 22 SGB VIII).

Bilden, erziehen und betreuen sind Bestandteile eines untrennbaren,
ganzheitlichen Förderprozesses, der dazu dient, die begleitende, die unterstützende und die Aufsicht führende Funktion
schrittweise zurückzunehmen in dem Maße, in dem das Kind an Kenntnissen, Kompetenz, Selbstsicherheit und
Verantwortungsbewusstsein gewinnt. Seine Selbstkompetenz nimmt zu, je umfänglicher es seine Fähigkeiten entwickeln kann
– im motorischen, sensorischen, sozialen, sprachlichen, kognitiven und kreativen Bereich.

Dabei muss das Maß der Aufsicht mit dem Erziehungsziel, die wachsende Fähigkeit und das wachsende Bedürfnis des Kindes
zum selbständigen verantwortungsbewussten Handeln einzuüben, in Einklang gebracht werden. Diese erwünschte
Persönlichkeitsentwicklung ist aber mit einer ständigen Überwachung nicht vereinbar; deshalb dürfen und müssen Kindern in
Tageseinrichtungen im Rahmen einer verantwortlichen Erziehung auch Freiräume eingeräumt werden.

Übertragung der Aufsichtspflicht

Das Recht und die Pflicht das Kind zu pflegen, zu erziehen und zu beaufsichtigen
ist Inhalt des Personensorgerechts und liegt in der Regel bei den Eltern (§ 1631
BGB).

Die Aufsichtspflicht über das Kind kann aber auch Dritten übertragen werden. Bei
der Aufnahme in die Tageseinrichtung übertragen die Erziehungsberechtigten
durch einen Betreuungsvertrag mit dem Träger diesem zunächst die
Aufsichtspflicht. Der Träger wiederum überträgt die Aufsichtspflicht als
Bestandteil des Erziehungs- und Bildungsauftrages per Arbeitsvertrag auf sein
Fachpersonal.

Regelungen zur Aufsichtspflicht sollten in der Konzeption der Einrichtung
verankert sein. Eltern sollten bereits bei der Anmeldung des Kindes über die
Regelungen informiert werden.

Aufsichtspflicht kann aber auch ohne Vertrag übertragen werden. Dieses ist bei „Gastkindern“ der Fall, wenn z. B. ehemalige
Kita-Kinder nach der Schule die Einrichtung besuchen oder wenn Geschwisterkinder als Gäste für einige Stunden in der Kita
verbleiben. Dazu gehören auch Kinder in der Eingewöhnungsphase, wenn sie offiziell noch nicht die Kita besuchen.

Ein besonderes Problem für das aufsichtführende Fachpersonal stellt sich häufig bei größeren Festen der Einrichtungen (z.B.
Sommer – oder Martinsfest). Aufgrund der vielen Besucher und der Vielzahl an Aktivitäten ist es ratsam, die Eltern rechtzeitig
vor dem Fest per Elternbrief oder Aushang darauf aufmerksam zu machen, dass auch sie während des Festes die
Aufsichtspflicht über ihre Kinder haben und diese nicht ausschließlich vom Fachpersonal übernommen werden kann.

Aufsichtspersonen

Die Gesamtverantwortung liegt aufgrund des Arbeitsvertrages bei der Leitung der Einrichtung. Diese hat u.a. die Aufgabe, die
Umsetzung der pädagogischen Arbeit und der entsprechenden Absprachen zu prüfen.

Die anderen pädagogischen Fachkräfte sind primär gegenüber den Kindern der ihnen zugeteilten Gruppe verantwortlich und
aufsichtspflichtig. Eine genaue Abgrenzung ihrer Zuständigkeit und Aufsichtspflicht kann es aber nicht geben, denn bei
konzeptionell offener Arbeit, gruppenübergreifenden Aktivitäten (z.B. Wanderungen) oder drohender Gefahr (z. B. im
Außengelände) kann ein Einschreiten auch gegenüber Kindern einer anderen Gruppe notwendig werden. Sie haben daher eine
Mitverantwortung für andere Spiel- und Aufenthaltsbereiche.
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Bestimmte Aktivitäten (z.B. Schwimmen, Ausflüge) machen es erforderlich, weitere Personen zur Unterstützung heran zu
ziehen. Die Leitung der Tageseinrichtung und die Fachkräfte können Eltern, Praktikanten oder andere Personen mit der Aufsicht
beauftragen, vorausgesetzt, sie sind dazu geeignet und werden in erforderlichem Maß angeleitet, unterwiesen und kontrolliert.
Folgende Faktoren sollten dabei berücksichtigt werden:

Zuverlässigkeit der betreffenden Person
Kenntnis der Gruppe und Einschätzung des Verhaltens der Kinder
Bereitschaft zur Kooperation mit den pädagogischen Fachkräften
Vorhandene Erfahrungen im Umgang mit Kindern

Strukturen, Anleitungen und eine angemessene Kontrolle schaffen Klarheit für alle Beteiligten. Die Gesamtverantwortung
verbleibt bei den zuständigen Fachkräften.

Beginn und Ende der Aufsichtspflicht

Grundsätzlich beginnt die Aufsichtspflicht bei Ankunft des Kindes zu Beginn der Öffnungszeit mit der Übergabe des Kindes in
die Obhut der pädagogischen Fachkraft. Die Aufsichtspflicht des Personals endet dann, wenn das Kind am Ende der
Öffnungszeit von der pädagogischen Fachkraft an die Abholberechtigten übergeben wird und die Einrichtung wieder verlässt.
Auf den Wegen zwischen der Tageseinrichtung und dem häuslichen Bereich sind die Eltern aufsichtspflichtig.

Das Personal hat die Verpflichtung, das Kind in die Aufsicht der Erziehungsberechtigten zu übergeben oder an von ihnen
benannte autorisierte Personen. Umgekehrt sollte das Kind von den Eltern morgens an den betreffenden Mitarbeitenden
übergeben werden. Holen die Eltern ihr Kind nicht ab, sind die Mitarbeitenden der Einrichtung verpflichtet, ggf. auch auf spät
kommende Eltern zu warten, anzurufen oder zu veranlassen, dass eine andere berechtigte Person das Kind abholt.

Wenn sich Eltern nicht an Vereinbarungen und Regeln halten, ist ein klärendes Gespräch notwendig.

Eltern obliegt das Personensorgerecht und daher können sie – wenn nichts Anderes vertraglich festgelegt ist – auch
veranlassen, dass ihr Kind den Heimweg alleine zurücklegt. Es ist nicht Aufgabe des pädagogischen Personals diese
Entscheidung zu überprüfen. Sollte seitens der Mitarbeitenden wegen der Gefährlichkeit des Weges Bedenken bestehen, darf
das Kind nicht in eine Gefahrensituation entlassen werden. Ein Gespräch mit den Eltern führt in der Regel zu einer Klärung.

Übernimmt der Träger einer Tageseinrichtung z.B. in ländlichen Gebieten die Beförderung der Kinder mit Behinderung oder
Einschränkung mit einem Zubringerdienst in eine integrative oder heilpädagogische Tageseinrichtung, so beginnt die
Aufsichtspflicht bereits beim Besteigen des Busses. Die Wahrnehmung der Aufsichtspflicht kann durch eine Busbegleitung
erfolgen, die der Busunternehmer stellt. Für den Weg von und zur Haltestelle sind dann die Eltern verantwortlich.

Inhalt der Aufsichtspflicht

Hauptaufgabe der Tageseinrichtung ist die Bildung, Erziehung und Betreuung der
Kinder und nicht die Beaufsichtigung. Daher richten sich Art und Umfang der
Aufsicht nach dem Bildungs- und Erziehungsauftrag. Aus diesem Grund gibt es
auch keine festgelegten Rezepte, wie und in welchem Umfang sie ausgeübt
werden muss.
Kinder, insbesondere Kleinkinder, lernen im starken Maße über Bewegung. Die
Angst vor Unfällen darf daher auf keinen Fall zum Anlass genommen werden, das
Bewegungsbedürfnis der Kinder einzuschränken. Sicherheit und Risiko schließen
sich nicht aus. Mit wachsender Selbständigkeit suchen Kinder neue
Herausforderungen und gehen auch riskante Situationen ein. Unterstützt werden
sie hierbei von geduldigen und Mut machenden Erwachsenen, die nur eingreifen,
wenn Gefahr droht.

Kleine Risiken müssen von den Kindern selbst erlebbar und erlernbar sein, damit werden sie beherrschbar und einschätzbar.
Ein überschaubares Risiko im Spiel der Kinder muss daher ermöglicht werden. Damit erwerben sie zunehmend Autonomie und
Kompetenz.

Sichere-KitaLeitung
Aufsichtspflicht

www.sichere-kita.de Seite 5



Quellen

Sozialgesetzbuch (SGB) VIII, § 22
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB), § 1631
Aufsichtsrechtliche Grundlagen - Aufsichtspflicht in Kindertageseinrichtungen, LVR-Landschaftsverband Rheinland, Köln /
LWL-Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Münster
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Das Maß der gebotenen Aufsicht ist immer situationsbezogen und abhängig von den Umständen des Einzelfalles. Im Folgenden
werden die Faktoren näher erläutert, die Inhalt und Umfang der Aufsichtspflicht bestimmen. Diese sind:

Person des Kindes:
In der Regel bedürfen jüngere Kinder einer intensiveren Beaufsichtigung als ältere Kinder, da sie noch nicht über deren
Erfahrungen verfügen. Unter dreijährige Kinder dürfen nicht alleine draußen spielen, während es bei Kindern mit
mehrjähriger Kita-Erfahrung im Rahmen der Selbstständigkeitsförderung in Absprache mit der Fachkraft erwünscht ist. *¹
Gruppenverhalten:
Gruppen von Kindern sind anders zu beaufsichtigen als einzelne Kinder, da Gruppen eine eigene Dynamik haben. Insofern
sind Kenntnisse und Erfahrungen bei der Einschätzung gruppendynamischer Prozesse und ihren Auswirkungen auf das
Verhalten der Kinder in der Gruppe erforderlich und für den pädagogischen Alltag wichtig.
Gefährlichkeit der Beschäftigung:
Pädagogisches Fachpersonal, das mit Kindern Aktivitäten plant, muss immer die Gefährlichkeit der Tätigkeit einschätzen
und das Handeln danach ausrichten. Mit einer Gruppe von Kindern z. B. Pflaumen mit einem Küchenmesser zu entsteinen,
erfordert eine intensive Begleitung und Beaufsichtigung, bis die Kinder darin geübt sind, mit dem Messer umzugehen.
Örtliche Bedingungen:
Ausflüge, Wanderungen und Besichtigungen in einer fremden Stadt sind anders zu beaufsichtigen als Spiele in einer
gewohnten Umgebung. Klare Regeln und Absprachen mit den Kindern sind hier z.T. genau so notwendig wie vorherige
Erkundungsgänge der Mitarbeitenden.
Gruppengröße:
Obwohl solche Fragen immer wieder gestellt werden, gibt es keine generelle Antwort darauf, wie bei bestimmten Aktivitäten
die Relation zwischen der Anzahl der Mitarbeiter und der Anzahl der Kinder ist. Die Relation ergibt sich in Abhängigkeit vom
Entwicklungsstand und Eigenart der Kinder, der Gefährlichkeit der Beschäftigung und den Fähigkeiten und Erfahrungen des
pädagogischen Personals.

 *¹ Daher muss die Aufsichtspflicht dem jeweiligen Entwicklungsstand des Kindes angemessen sein.

Zumutbarkeit

Nicht alles, was an Aufsichtsmaßnahmen denkbar ist, ist auch zumutbar –
sowohl unter Berücksichtigung der Erziehung der Kinder zur Selbständigkeit als
auch mit Blick auf die Leistbarkeit durch die Fachkraft.

Ein Beispiel aus der Praxis soll dies verdeutlichen. Eine kleine Gruppe von
Kindern spielt im Flur, der Großteil im Gruppenraum. Nun kann man sicherlich
von der Fachkraft nicht erwarten, dass sie die Kinder im Flur und im
Gruppenraum auf Schritt und Tritt beobachtet. Es ist jedoch zumutbar, dass sie
die Spielsituationen zeitweilig beobachtet und ggf. eingreift und in regelmäßigen
Abständen nachsieht, ob die Kinder die abgesprochenen Regeln auch einhalten.

Ein weiteres Beispiel finden Sie im Schlafen und Ruhen

Zumutbarkeitsfragen stellen sich auch in folgenden Fällen:

Aufgrund von Personalmangel werden Gruppen zusammengelegt und zwei Fachkräfte mit der Aufsicht über 40 Kinder
betraut. Dies ist sicherlich in Ausnahmefällen möglich, auf Dauer aber nicht zumutbar. Hier muss der Träger eine andere
Lösung finden.
Die Einfriedung eines Außengeländes ist an einer Stelle beschädigt, Kinder könnten das Außengelände unbemerkt
verlassen. In diesem Fall muss der Träger im Rahmen seiner Verkehrssicherungspflicht die defekte Einfriedung reparieren
bzw. erneuern. Eine Lösung des Problems durch erhöhte Aufsichtsführung ist auf Dauer nicht zumutbar; technische
Mängel müssen mit technischen Maßnahmen behoben werden.
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Quellen

Sozialgesetzbuch (SGB VII), § 2, Abs. 1, Nr. 8a
Sozialgesetzbuch (SGB) VIII, § 22
Sozialgesetzbuch (SGB) VIII, § 45
Kinderbildungsgesetz NRW (KiBiz), § 16
Sicher und gesund von klein auf – Gesetzlicher Unfallversicherungsschutz für Kinder in Tageseinrichtungen und in der
Tagespflege
Versicherte in Kitas und Kindertagespflege
Unfallanzeigen, Unfallkasse NRW

© Unfallkasse NRW
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Kinder in Tageseinrichtungen gehören zum versicherten
Personenkreis des jeweiligen Unfallversicherungsträgers (§ 2 Abs.
1 Nr. 8a SGB VII).

Damit Versicherungsschutz besteht benötigt die Tageseinrichtung
eine Betriebserlaubnis des zuständigen Landesjugendamtes (§ 45
SGB VIII).

Besuchskinder (auch Gastkinder genannt), die gelegentlich (auch
nur für einen Tag) in eine Tageseinrichtung gehen und zusammen
mit den anderen Kindern betreut werden, sind ebenfalls gesetzlich
unfallversichert. Sie müssen also bewusst und gewollt in das
Betreuungskonzept der Einrichtung aufgenommen werden. Gleiches gilt auch für Kinder in der Eingewöhnungsphase, vor
Aufnahme in die Einrichtung.

Versichert sind alle Tätigkeiten, die mit dem Aufenthalt in der Tageseinrichtung zusammenhängen und in deren
organisatorischen Verantwortungsbereich liegen. Dazu zählen auch Feste, Spaziergänge, Ausflüge, Jugendherbergsbesuche,
Schwimmbadbesuche etc.

Der Versicherungsschutz umfasst auch den Weg zwischen Wohnung und
Tageseinrichtung oder dem Ort einer Veranstaltung außerhalb des Bereichs der
Tageseinrichtung. Auf welche Weise diese Wege zurückgelegt werden – zu Fuß,
mit dem Fahrrad, Auto oder Linienbus ist dabei ohne Belang. Der versicherte Weg
beginnt in der Regel mit dem Verlassen des Wohnhauses und endet beim
Erreichen der Tageseinrichtung.

Fahrten im Privat-PKW von Mitarbeitenden oder Eltern im Auftrag der Einrichtung
unterliegen ebenfalls dem gesetzlichen Unfallversicherungsschutz.

Sollte sich während einer versicherten Tätigkeit ein Unfall ereignen, der mit
einem Arztbesuch verbunden ist, muss die Einrichtung eine Unfallanzeige
erstatten.

Sonderfall Familienzentrum
Familienzentren sind Tageseinrichtungen für Kinder, die neben der regelmäßigen
Kinderbetreuung zusätzliche Angebote für Eltern, Kinder und Familien
bereithalten (§ 16 KiBiz NRW). Sie sprechen mit ihren vielfältigen Angeboten zur
Förderung und Unterstützung die Familie als Ganzes an.

Bei der Teilnahme an diesen Angeboten des Familienzentrums besteht kein
gesetzlicher Unfallversicherungsschutz. Bei solchen Angeboten handelt es sich
z.B. um die Förderung der Erziehungspartnerschaft, die Beratung von Eltern und
Familie, ein Familiencafé oder einen Babyclub. Die Teilnahme berührt allein den
Freizeitbereich eines jeden Teilnehmers und dient nicht der Erziehung und
Bildung der Kinder im Sinne des § 22 SGB VIII.

Für notwendige Behandlungskosten im Falle eines Unfalls kommt dann die
jeweilige (gesetzliche oder private) Krankenversicherung des Verletzten auf.
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Quellen

Gesetzliche Unfallversicherung für Kinder in Tageseinrichtungen, DGUV Information 202-007
Gesetzlicher Unfallversicherungsschutz für Kinder in Tageseinrichtungen, DGUV Information 202-031

© Unfallkasse NRW

Werden Kinder in einer Tageseinrichtung verletzt
oder verursachen Kinder einen Sachschaden,
stellen sich häufig Fragen, die mögliche
Aufsichtspflichtverletzungen betreffen und wer
dafür haftet.

Im Bereich der Haftung unterscheidet man zwischen
drei Arten der Haftung:

Zivilrechtliche Haftung (Schadensersatz)
Strafrechtliche Haftung
Arbeitsrechtliche Konsequenzen

Zivilrechtliche Haftung

Personenschäden

In der Tageseinrichtung für Kinder sind alle Kinder und das Personal gegen Unfälle (Personenschäden) bei einer versicherten
Tätigkeit gesetzlich unfallversichert. Die Kosten für die gesetzliche Unfallversicherung tragen im Falle der Kinder die Kommunen
in NRW bzw. das Land NRW. Für die Beschäftigten muss der Träger die Beiträge an den zuständigen Unfallversicherungsträger
entrichten.

Durch die gesetzliche Unfallversicherung sind sowohl die Kinder als auch der Träger der Einrichtung und das Personal sowie
freiwillige Helfer grundsätzlich von der zivilrechtlichen Haftung freigestellt. Diese Haftungsfreistellung schließt Ansprüche der
Kinder untereinander und gegen Personal sowie Träger aus. Ausgeschlossen werden damit insbesondere Ansprüche auf
Schmerzensgeld. Fehler bei der Aufsichtsführung führen nur bei einem vorsätzlichen Verstoß zu einer zivilrechtlichen Haftung
gegenüber dem verletzten Kind. Dies ist dann der Fall, wenn eine pädagogische Fachkraft gewollt ihre Aufsichtspflicht verletzt
und sich möglicher Folgen bewusst ist.

Sachschäden

Schadensersatzansprüche gegen das Personal oder den Träger einer Einrichtung sind bei Sachschäden (z.B. zerrissene
Kleidung, beschädigtes Fahrzeug), die durch Kinder verursacht werden, denkbar. Die Haftungsfreistellung greift in diesen Fällen
nicht. In der Regel lassen sich diese Haftungsfolgen über eine Betriebshaftpflichtversicherung absichern.

Regress bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit

Verletzt jedoch eine pädagogische Fachkraft ihre Aufsichtspflichten grob fahrlässig oder vorsätzlich, dann kann der
Unfallversicherungsträger die erbrachten Aufwendungen für das verletzte Kind zurückverlangen. Vorsatz setzt nicht nur die
bewusste und gewollte Verletzung der Aufsichtspflicht voraus, sondern auch das billigende In-Kauf-Nehmen der Folgen und
dürfte deshalb in der Praxis kaum vorkommen. Grob fahrlässig handelt, wer das nicht beachtet, was im betreffenden Fall
eigentlich jedem hätte einleuchten müssen, und nicht einmal ganz naheliegende, einfachste Überlegungen anstellt.

Strafrechtliche Haftung

Verletzungen der Aufsichtspflicht führen dann zu einer strafrechtlichen Haftung, wenn aufsichtführendes Personal fahrlässig
oder vorsätzlich gegen ihre Pflichten verstoßen haben. Wurde die Aufsicht wahrgenommen und es kam trotzdem zu einem
Unfall, wird dies kaum zu strafrechtlichen Konsequenzen führen. Denn auch unter strafrechtlichen Gesichtspunkten wird eine
lückenlose Überwachung nicht gefordert; das Maß der erforderlichen Aufsicht richtet sich nach den Umständen des Einzelfalls.

Arbeitsrechtliche Konsequenzen

Die Verletzung der Aufsichtspflicht ist ein Verstoß gegen arbeitsvertragliche Pflichten. In welcher Form der Arbeitgeber auf
Verstöße reagiert, liegt in seinem Ermessen. In der Regel werden arbeitsrechtliche Konsequenzen dann eingeleitet, wenn eine
zivil- oder strafrechtliche Haftung festgestellt wurde.
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Dokumentationen bilden eine Grundlage für professionelles Handeln in der
Kindertageseinrichtung und tragen maßgeblich zur Erfüllung

des Bildungs- und Erziehungsauftrages und
der gesetzlichen Pflichten im Arbeits- und Gesundheitsschutz bei.

In Kindertageseinrichtungen werden Träger, Leitung und pädagogische
Fachkräfte in vielfältiger Hinsicht aufgefordert, Sachverhalte zu dokumentieren.

Diese Aufforderungen ergeben sich aus Gesetzen, Verordnungen,
Unfallverhütungsvorschriften sowie bundesländer- und auch trägerspezifischen
Vorgaben. Dokumentationen können in herkömmlicher Art (z. B. auf Papier)
festgehalten werden, vermehrt erfolgt dies auch in digitaler Form.

Zentrale Bedeutung bei all den verschiedenen Dokumentationsformen haben die Anforderungen an die sichere Erhebung und
Verarbeitung personenbezogener Daten. Grundlage hierfür bildet die seit 25. Mai 2018 in Kraft getretene Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO).

Dokumentationspflichten und konkrete sichere Datenschutzlösungen liegen in der Verantwortung des Trägers der jeweiligen
Kindertageseinrichtung.

Im Folgenden werden beispielhaft und anschaulich Themenfelder aufgelistet, die
personenbezogene Daten enthalten, zu denen eine Dokumentation unerlässlich
ist und die hinsichtlich des Datenschutzes schützenswert zu behandeln sind:

Arbeitsmedizinische Vorsorgekartei
Träger müssen eine Vorsorgekartei mit Angaben führen, wann und aus
welchen Anlässen arbeitsmedizinische Vorsorge für Beschäftigte
stattgefunden hat. Die Angaben der Vorsorgekartei sind grundsätzlich bis
zur Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses aufzubewahren und
anschließend zu löschen. Bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses
hat der Arbeitgeber der betroffenen Person eine Kopie der sie betreffenden
Angaben auszuhändigen.
Bildungs- und Entwicklungsdokumentationen 
Die Dokumentation einer kindorientierten Entwicklungs- und Bildungsbegleitung erfolgt vor allem nach dem täglichen
wahrnehmenden Beobachten des Kindes. Diese Erkenntnisse werden in Beobachtungs- und Entwicklungsbögen erfasst.
Entwicklungs- und Bildungsdokumentationen dienen der Transparenz und erleichtern die Kommunikation zwischen den
verschiedenen Akteuren, wie Träger, Personal, Elternschaft und externen Stellen, z. B. dem örtlichen Jugendamt oder dem
zuständigen Landesjugendamt. Zudem dient diese Form der Dokumentation nicht zuletzt auch der Sicherheit der betreuten
Kinder, da die Aktivitäten und Fördermöglichkeiten dem individuell ermittelten Entwicklungsstand angepasst werden
können.
Entwicklungs- und Bildungsdokumentationen sowie die Weiterleitung dieser Daten an Dritte (z. B. eine Grundschule)
setzen die schriftliche Zustimmung der Eltern voraus. Die Eltern sind darauf hinzuweisen, dass sie ihre Einwilligung
jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen können.
Endet die Betreuung eines Kindes in der Kindertageseinrichtung, wird die Entwicklungs- und Bildungsdokumentation den
Eltern ausgehändigt (vgl. § 18 Abs. 1 und 2 Kinderbildungsgesetz NRW ).
Gefährdungsbeurteilung
Ein zentrales Element des Arbeits- und Gesundheitsschutzes stellt die Gefährdungsbeurteilung dar. Diese besteht aus
einer systematischen Feststellung und Bewertung von relevanten Gefährdungen für das Personal und die Kinder. Innerhalb
der Dokumentation werden zur Beurteilung und Festlegung von Maßnahmen auch Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse
festgehalten.
Medikamentengabe
Kinder mit chronischen Erkrankungen, z. B. Allergien, Epilepsie, Diabetes, können auf eine regelmäßige Einnahme von
Medikamenten angewiesen sein.
Eine Kindertageseinrichtung, die diese Medikamentengabe unterstützt, kommt somit auch in den Besitz von vertraulichen
Daten. Informationen über die Erkrankung des Kindes, ärztliche Verordnungen, die Art der Medikation und die
Medikamenten-Einzelgaben liegen vor.
Notfälle
Der Träger hat Vorkehrungen zu treffen, dass alle Personen, die einer unmittelbaren erheblichen Gefahr ausgesetzt sind
oder sein können, möglichst frühzeitig über diese Gefahr und die getroffenen oder zu treffenden Schutzmaßnahmen
informiert sind.
Schutzmaßnahmen zur Gefahrenabwehr, Personenrettung und Schadensbegrenzung sind im Vorfeld festzulegen. Hierzu
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1
Medikamentengabe in Kindertageseinrichtungen, DGUV Information 202-092
Dokumentation der Erste-Hilfe-Leistungen (Meldeblock), DGUV Information 204-021
Kinderbildungsgesetz NRW (KiBiz)
Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV)
Datenschutz-Grundverordnung (DSVGO)
Unfallanzeigen, Unfallkasse NRW
Dokumentation und Dokumente in der Kindertagesbetreuung, LWL-Landesjugendamt Westfalen / LVR – Landesjugendamt
Rheinland

© anoli - stock.adobe.com

werden Notfallpläne aufgestellt, die unter anderem auch Daten der zu beteiligenden Personen, z. B. private Rufnummern,
enthalten können.
Unfälle
Arbeits- und Wegeunfälle der Beschäftigten und Unfälle der Kinder sind zu dokumentieren. Bei leichteren Unfällen wie z. B.
Schnitt- und Schürfwunden werden der Unfallhergang und die Erste-Hilfe-Leistungen z. B. in einem Meldeblock erfasst.
Bei schwereren Unfällen dient eine Unfallanzeige zur Dokumentation:

Bei Kindern, bei denen nach einem Unfall ein Arztbesuch erforderlich ist, muss eine Unfallanzeige erstellt werden. 
Für Beschäftigte, die in Folge des Arbeits- oder Wegunfalls mit einer Arbeitsunfähigkeit von mehr als 3 Kalendertagen
ausfallen, muss eine Unfallanzeige erstellt werden.

Die Unfallanzeigen sind der Unfallkasse NRW zuzuleiten. Falls die verunfallte Person nicht kommunal beschäftigt ist, wird
der Unfall der zuständigen Berufsgenossenschaft gemeldet. In der Regel ist dies die Berufsgenossenschaft für
Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege.

Die bei den verschiedenen Dokumentationsformen verarbeiteten
personenbezogenen Daten müssen vor Missbrauch geschützt werden. Das
bedeutet, dass diese gegen den Zugriff Unbefugter zu sichern sind.
Eine Weiterleitung personenbezogenen Daten an die Beschäftigten darf nur dann
erfolgen, wenn eine Einwilligung der Beteiligten vorliegt und die Beschäftigten
die personenbezogenen Daten zur Aufgabenerfüllung benötigen.

Eine Übermittlung von personenbezogenen Daten an Stellen außerhalb der
Kindertageseinrichtung darf nur dann erfolgen, wenn es das Gesetz erlaubt oder
eine Einwilligung der Beteiligten vorliegt.

Falls doch einmal Daten in die Hände falscher Personen gelangt sind, findet man
weiterführende Informationen zum Vorgehen und zusätzliche Hilfestellungen auf
der Internetseite „Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen (LDI) “.
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In einer Kindertageseinrichtung sind Maßnahmen zu treffen, damit die Folgen
nach einer Verletzung oder einem Unfall möglichst gering ausfallen. Es ist dafür
zu sorgen, dass zur Ersten Hilfe und zur Rettung aus Gefahr die erforderlichen
Einrichtungen und Sachmittel vorhanden sind sowie die personellen
Voraussetzungen geschaffen werden.

Sachliche Voraussetzungen

In der Kindertageseinrichtung muss

entsprechend der Größe (Etagen, Gruppen- und Gebäudeanzahl) mindestens
ein Verbandkasten (Inhalt nach DIN 13157) jederzeit schnell erreichbar und
leicht zugänglich sein,
das Erste-Hilfe-Material in ausreichender Menge vorhanden sein und
regelmäßig ergänzt bzw. erneuert werden,
Erste-Hilfe-Material für Wanderungen, Ausflüge etc. zur Verfügung stehen,
ein Telefon, bei Wanderungen oder Ausflügen ein Handy vorhanden sein.

Personelle Voraussetzungen

Der Träger und/oder die Leitung einer Einrichtung haben/hat dafür zu sorgen,
dass genügend Ersthelferinnen und Ersthelfer ausgebildet sind. Auch bei
Aktivitäten außerhalb der Einrichtung muss dafür gesorgt werden, dass eine
Person mit diesen Kenntnissen unmittelbar erreichbar und Verbandmaterial
vorhanden ist.

Die Aus- und Fortbildung „Erste Hilfe in Bildungs- und Betreuungseinrichtungen
für Kinder“ umfasst neun Unterrichtseinheiten und muss nach zwei Jahren
aufgefrischt werden.

Pro Gruppe muss mindestens eine Erzieherin oder ein Erzieher in der Ersten Hilfe
ausgebildet sein. Die Unfallkasse NRW übernimmt für diese Mindestanforderung
die Kosten. Die Gutscheine zur Kostenübernahme finden Sie hier.

Eine zusätzliche Finanzierung der Erste-Hilfe-Aus- oder Fortbildung ist bei
eingruppigen Einrichtungen, integrativen oder heilpädagogischen Einrichtungen
möglich.

Es steht natürlich jeder Einrichtung frei und ist in vielen Fällen auch sinnvoll und wünschenswert, weitere Personen auf eigene
Kosten in Erster Hilfe ausbilden zu lassen.

Von den Unfallversicherungsträgern ermächtigte Stellen für die Ausbildung in der Ersten Hilfe finden Sie über die
Internetadresse www.bg-qseh.de. Dort haben Sie die Möglichkeit, alle Anbieter in Ihrer Nähe nachzuschlagen.

Sichere-KitaLeitung
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Maßnahmen nach Eintritt eines Unfalls

Versorgung von Verletzten

Nach Eintritt eines Unfalls sind alle Personen verpflichtet, Erste Hilfe zu leisten.
Art und Schwere der Verletzung entscheiden, ob und, wenn ja, welche Ärztin oder
welcher Arzt aufgesucht wird und wie die oder der Verletzte dorthin befördert
wird. Folgende Punkte können zur Hilfestellung herangezogen werden:

Bei Verletzungen, die keinen Arztbesuch erfordern, reicht es aus, wenn die
Erziehungsberechtigten am gleichen Tag informiert werden und die Erste-
Hilfe-Maßnahme in das Verbandbuch eingetragen wird. Hinweise zu Erste-
Hilfe-Maßnahmen bei Kindern finden Sie in dem Register „Erste Hilfe bei
Kindern“.
Kinder mit leichten Verletzungen, die zwar ärztlicher Versorgung bedürfen,
bei denen aber voraussichtlich nur eine kurzfristige Behandlung erforderlich
ist, können der nächstgelegenen Arztpraxis vorgestellt werden. Ist eine
ärztliche Behandlung erforderlich, muss eine Unfallanzeige ausgefüllt und
dem Unfallversicherungsträger zugestellt werden.
Liegt offensichtlich eine Augen-, Hals-, Nasen- oder Ohrenverletzung vor, ist
das verletzte Kind zur nächsten Facharztpraxis zu bringen.
Bei schwereren Verletzungen ist das verletzte Kind einer Durchgangsärztin
oder einem Durchgangsarzt vorzustellen. Eine Durchgangsarztpraxis in Ihrer Nähe finden Sie hier.
Bei schweren Verletzungen entscheidet der hinzugezogene Rettungsdienst bzw. die Ärztin oder der Arzt über das für das
verletzte Kind infrage kommende Verfahren.

Zecken

Zecken sind in Deutschland nicht giftig, können aber Überträger von
Infektionskrankheiten sein. Die häufigsten Krankheiten sind die Frühsommer-
Meningoenzephalitis (FSME) und die Borreliose. Eine Impfung gegen FSME ist in
Risikogebieten, die vor allem im Süden Deutschlands liegen, zu empfehlen.

Bei Spaziergängen sollten geschlossene Kleidung und festes Schuhwerk
getragen und die Hosenbeine in die Socken gesteckt werden. Schirmmützen mit
Nackenschutz sind empfehlenswert. Helle Kleidung erleichtert das Auffinden von
Zecken. Nach einem Aufenthalt im Freien sollten insbesondere Kinder gründlich
nach Zecken abgesucht werden. Zecken bevorzugen Stichstellen wie zum
Beispiel Haaransatz, Ohren, Hals, Achseln, Ellenbeuge, Bauchnabel,
Genitalbereich oder Kniekehlen. Nach einem Zeckenstich sollten folgende
Maßnahmen ergriffen werden:

Die Zecke sollte schnellstmöglich, aber ruhig und besonnen entfernt werden.
Auch Laien dürfen Zecken entfernen.
Die Erziehungsberechtigten werden über das Entfernen der Zecke informiert.
Die Entfernung der Zecke wird im Verbandbuch dokumentiert.

Die Verantwortlichen der Kindertageseinrichtung sprechen im Vorfeld mit den Erziehungsberechtigten die Verfahrensweise
nach einem Zeckenstich ab. Die Erziehungsberechtigten müssen ihre Einwilligung zum Entfernen von Zecken geben.

Fragen und Antworten zum Thema Zecken finden Sie hier.

Beförderung von Verletzten

Bei eindeutig leichten Verletzungen kann ein Kind in Begleitung einer geeigneten Person aus versicherungsrechtlicher Sicht zu
Fuß, im Privatwagen, mit öffentlichen Verkehrsmitteln oder im Taxi zur behandelnden Ärztin oder zum behandelnden Arzt
gebracht werden. Trägerspezifische Regelungen sind hierbei in der jeweiligen Einrichtung zu berücksichtigen.

Die Kosten für die Beförderung von Kindern zur Arztpraxis oder zum Krankenhaus und zurück werden von der Unfallkasse NRW
übernommen. Für die Beförderung im Taxi können die von der Unfallkasse NRW bereitgestellten Taxigutscheine verwendet
werden.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1
Kindertageseinrichtungen, DGUV Vorschrift 82
Branche Kindertageseinrichtungen, DGUV Regel 102-602
Zeckenstich - Was tun? Umgang mit Zeckenstichen in Kindertageseinrichtungen und Schulen, DGUV Information
Erste Hilfe in Kindertageseinrichtungen, DGUV Information 202-089
Handbuch zur Ersten Hilfe, DGUV Information 204-008
Dokumentation der Erste-Hilfe-Leistungen (Meldeblock), DGUV Information 204-021
Vorsicht Zecken!, DGUV Information 214-078
Unfall – was tun? - Der richtige Transport nach einem Unfall

Dokumentation von Unfällen

Bei Unfällen von Kindern oder Beschäftigten, bei denen eine Ärztin oder ein Arzt aufgesucht wurde, muss eine Unfallanzeige
ausgefüllt werden. Dies gilt auch für Unfälle von Beschäftigten, wenn diese mehr als drei Arbeitstage ausfallen.

Bei Verletzungen, bei denen kein Arztbesuch notwendig ist, reicht es aus, die Erziehungsberechtigten zu informieren und die
Erste-Hilfe-Maßnahme zu dokumentieren, z. B. im Verbandbuch. Ein Verbandbuch kann kostenlos bei der Unfallkasse NRW
bestellt werden.

Die konsequente Dokumentation von kleineren Verletzungen wie Schnitt- und Schürfwunden ist erforderlich, um bei möglichen
Spätfolgen den Zusammenhang zu einer versicherten Tätigkeit nachweisen zu können.

Die Aufzeichnungen müssen mindestens fünf Jahre nach dem letzten Eintrag aufbewahrt werden. Wenn eine Unfallanzeige
erstellt wird, ist eine zusätzliche Dokumentation nicht erforderlich.

Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner für die Anforderung von Gutscheinen bei der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen:

Regionaldirektion Westfalen-Lippe Hauptabteilung Prävention

Erste Hilfe
Salzmannstraße 156
48159 Münster

Tel.: 0251/2102-3125
Fax: 0251/2102-3351
E-Mail: erstehilfe@unfallkasse-nrw.de
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Quellen

Tipps, die Leben retten! Sichere Kinderkleidung, DGUV Information 202-065

© Unfallkasse NRW

Das Spiel im Innen- und Außenbereich einer
Kindertageseinrichtung ist durch vielfältige
Bewegungsaktivitäten geprägt und soll die Kinder
motivieren, kreativ mit ihrem Körper, mit dem Raum und
den Spielmaterialien zu experimentieren.

Dadurch entstehen Situationen, die u. U. mit Gefahren
verbunden sind, die vorab nicht von den Kindern erkannt
werden können. Um diese Gefahren zu reduzieren, sollte
auch auf die Kleidung der Kinder geachtet werden.

Immer wieder kommen Kinder mit Pullovern oder Jacken
mit festzustellenden Kordeln und Schnüren. Somit besteht
die Gefahr, an Fangstellen von Spielgeräten hängen zu bleiben und sich zu strangulieren. Statt Kordeln und Schnüren sollten
Kleidungsstücke besser mit Klettverschlüssen oder Druckknöpfen versehen sein. Darum achten Sie bitte darauf, dass Kinder
keine Kleidung mit Kordeln und Schnüren im Halsbereich tragen.

Das Tragen von Halsschmuck, Ohrringen oder Anhängern in der Kindertageseinrichtung kann besonders in
Bewegungssituationen zu einer Unfallgefahr für die Kinder werden.

Ketten sowie Anhänger bergen Strangulationsgefahren. Schon ein Hängenbleiben mit Ohrringen in langen Haaren eines
anderen Kindes kann zu bösen Rissen im Ohrläppchen führen. Aus diesem Grund sollte Schmuck beim Spielen auf jeden Fall
abgelegt werden.

Auch das Spiel mit offenen Seilen und „Pferdegeschirren“ kann zu Strangulationsgefahren führen und sollte deshalb
besonders beaufsichtigt werden.
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Quellen

Medikamentengabe in Kindertageseinrichtungen, DGUV Information 202-092
Medizinische und pflegerische Versorgung in Kindertageseinrichtungen und der Kindertagespflege. Medikamentengabe,
Infektionsschutzgesetz (IfSG) und aktuelle Themen zur Gesundheit. Eine Orientierungshilfe für die Praxis,
Landschaftsverband Rheinland und Landschaftsverband Westfalen-Lippe, aktualisiert August 2018
Medikamentengabe in Kitas: DGUV/Kinder, Kinder 2/2012

© Kaliantye - stock.adobe.com

© Unfallkasse NRW

Für die Kindertageseinrichtung bzw. die Erzieherinnen und Erzieher stellt sich
häufig die Frage, ob sie den ihnen anvertrauten Kindern Medikamente
verabreichen können, dürfen oder sogar müssen.

Bei bestimmten Krankheiten (wie z. B. Diabetes, Epilepsie, Allergien oder andere
chronische Erkrankungen) sind Kinder auf die Verabreichung bestimmter
Medikamente angewiesen. Würde diesen Kindern die Medikamentengabe
verweigert, könnte dies einen dauerhaften Ausschluss vom Besuch der
Einrichtung bedeuten und dem Förderauftrag der Einrichtung nicht zuletzt vor
dem Hintergrund der Inklusion widersprechen.

Grundsätzlich ist es zulässig, dass Eltern als Sorgeberechtigte Dritte mit der
Medikamentengabe betrauen. Bei der Übertragung dieser Aufgabe handelt es
sich um eine zusätzliche Vereinbarung zwischen der Kindertageseinrichtung und
den Sorgeberechtigten. Diese Vereinbarung sollte, um Missverständnissen vorzubeugen und für alle Beteiligten Klarheit zu
schaffen, schriftlich erfolgen.

Formblatt zur schriftlichen Vereinbarung - Medikamentengabe

Checkliste zur Medikamentengabe

Entsprechende Vereinbarungen zur Medikamentengabe sollten auf unverzichtbare Ausnahmen beschränkt bleiben. Von einer
Medikamentengabe bei zeitlich begrenzten Erkrankungen ist in der Regel abzusehen. Kinder, die z. B. an einem Infekt leiden,
gehören nicht in die Tageseinrichtung.

Überhaupt gibt es nur wenige Arzneimittel, die über den ganzen Tag verteilt
eingenommen werden müssen. Medikamente sollten nach Möglichkeit zu Hause
vor und nach dem Besuch der Einrichtung verabreicht werden.

Aufbewahrung von Medikamenten
Die sichere, für Kinder und Unbefugte unzugängliche und vorschriftsmäßige
Aufbewahrung der Medikamente obliegt der Einrichtung. Medikamente müssen
getrennt von Erste-Hilfe-Material, welches schnell erreichbar und leicht
zugänglich sein muss, gelagert werden.

Versicherungsschutz
Wurde die Medikamentengabe als Teil der Personensorge von den
Sorgeberechtigten übertragen und kommt ein Kind durch eine Fehlmedikation zu
Schaden, ist es grundsätzlich gesetzlich unfallversichert. Ist hingegen die
vereinbarte Medikamentengabe unterlassen worden, liegt kein Unfallereignis im
Sinne der gesetzlichen Unfallversicherung vor. In diesem Fall werden
Versicherungsleistungen von der Krankenkasse geleistet.

Steht die Gabe eines Medikaments im Zusammenhang mit dem Beschäftigungsverhältnis, so ist sie als versicherte Tätigkeit zu
werten. Ein dabei erlittener Unfall, z. B. die Verletzung an einem Pen bei einer Insulingabe, stellt für die pädagogische Fachkraft
einen Arbeitsunfall dar.

Tritt ein Notfall ein, zum Beispiel wenn es infolge versäumter Insulingabe zu einer Überzuckerung kommt, sind alle Personen
verpflichtet, Hilfe zu leisten. Auch diese Hilfeleistung steht unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung.
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Stand:05/2021

Für Frauen, die während ihrer Tätigkeit in Kindertageseinrichtungen schwanger
werden, gelten besondere Schutzmaßnahmen. Die schwangeren Beschäftigten
und die ungeborenen Kinder müssen vor möglichen Gesundheitsgefahren am
Arbeitsplatz geschützt werden. Die Anforderungen des Mutterschutzgesetzes
gelten ebenfalls für stillende Beschäftigte, die an ihren Arbeitsplatz
zurückkehren.

Mit der Neuregelung des Mutterschutzgesetzes, das am 01.01.2018 in Kraft
getreten ist, ergeben sich zusätzliche Anforderungen an den Arbeitsschutz in
Kindertageseinrichtungen.

So wurde unter anderem der Personenkreis, auf den das Mutterschutzgesetz angewandt werden muss, erweitert. Neben
Beschäftigten und Auszubildenden gilt das Mutterschutzgesetz jetzt auch für Studentinnen, (Schüler-)Praktikantinnen sowie
Frauen im Bundes- oder Jugendfreiwilligendienst.

Wird eine der oben genannten Personengruppen schwanger, ist es wichtig, dass der Träger von der Betroffenen hierüber
informiert wird, um geeignete Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten und des ungeborenen Kindes einleiten zu können. Da
der Träger der Kindertageseinrichtung als Arbeitgeber die Schwangere vor Gefahren und schädlichen Einwirkungen nur dann
schützen kann, wenn ihm die Schwangerschaft bekannt ist, sollte im eigenen Interesse die Schwangerschaft sowie der
voraussichtliche Tag der Entbindung so früh wie möglich mitgeteilt werden.

Der Träger ist bei Kenntnisnahme der Schwangerschaft gesetzlich verpflichtet die in Nordrhein-Westfalen örtlich zuständige
Bezirksregierung als zuständige Aufsichtsbehörde unverzüglich über die werdende Mutter zu informieren. Die zuständige
Bezirksregierung klärt im Zweifelsfall, ob der konkrete Arbeitsplatz und die konkreten Arbeitsbedingungen zu einer Gefährdung
für die werdende oder stillende Mutter und das ungeborene Leben führen können und welche Maßnahmen zu ergreifen sind.

Der Träger einer Kindertageseinrichtung ist verpflichtet eine Gefährdungsbeurteilung zu erstellen, die auch die Gefahren für
Schwangere und stillende Mütter am Arbeitsplatz berücksichtigt. Schon die Möglichkeit, dass eine Frau im gebärfähigen Alter
in der Einrichtung beschäftigt werden kann, begründet die Notwendigkeit der Erstellung einer anlassunabhängigen
Gefährdungsbeurteilung. Bei Bekanntwerden einer Schwangerschaft hat der Träger unverzüglich auf Basis der
anlassunabhängigen Gefährdungsbeurteilung und der individuellen Arbeitsbedingungen der Schwangeren eine
personenbezogene Gefährdungsbeurteilung zu erstellen. Der Träger muss die getroffenen Schutzmaßnahmen für die
Schwangere und das ungeborene Kind sowie für die stillende Mutter wiederkehrend auf ihre Wirksamkeit überprüfen und
erforderlichenfalls den sich ändernden Begebenheiten anpassen.

Bei der Erstellung der Gefährdungsbeurteilung wird empfohlen die Beratungsleistungen des Betriebsarztes / der Betriebsärztin
und der Fachkraft für Arbeitssicherheit einzuholen. Diese können den Träger bei der Ausarbeitung der Gefährdungsbeurteilung
und der Ableitung von geeigneten Maßnahmen zum Schutz vor „unverantwortbaren Gefährdungen“ unterstützen. Unter dem
Begriff „unverantwortbare Gefährdungen“ werden alle Gefährdungen zusammengefasst, die zu einer Schädigung der
werdenden oder stillenden Mutter und des ungeborenen Lebens führen. (vgl. § 9 Abs. 2 MuSchG)

Weiterhin muss der Träger der werdenden Mutter ein Gespräch über weitere Anpassungen der Arbeitsbedingungen anbieten.

Ziel dieser Maßnahmen ist die Vermeidung von Beschäftigungsverboten.

Bei der Umsetzung der Maßnahmen ist nachfolgende Rangfolge zu berücksichtigen:

1. Umgestaltung der Arbeitsbedingungen
2. Umsetzung auf einen geeigneten Arbeitsplatz

Erst wenn durch die Umsetzung der oben genannten Maßnahmen eine „unverantwortbare Gefährdung“ für die Schwangere
oder das ungeborene Kind nicht ausgeschlossen werden kann, ist vom Träger ein allgemeines Beschäftigungsverbot
auszusprechen. D .h. solange sich das Beschäftigungsverbot ausschließlich auf die Betreuung von Kindern bezieht, kann der
betroffenen Beschäftigten auch ein anderer zumutbarer Tätigkeitsbereich (z. B. in der Verwaltung oder im Homeoffice)
angeboten werden. Darüber hinaus kann durch den behandelnden Arzt / die behandelnde Ärztin ein „individuelles
Beschäftigungsverbot“ ausgesprochen werden.
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Quellen

Gesetz zum Schutz von Müttern bei der Arbeit, in der Ausbildung und im Studium, Mutterschutzgesetz, MuSchG
Leitfaden zum Mutterschutz, Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Mutterschutz – was die gesetzlichen Regelungen vorsehen, Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes
Nordrhein-Westfalen
Empfehlungen zur Beschäftigung von schwangeren und stillenden Frauen im Zusammenhang mit SARS-CoV-2/COVID-19-
Erkrankung, Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen / Landesinstitut für
Arbeitsgestaltung des Landes NRW

Im beruflichen Umgang mit Kindern rücken in der Schwangerschaft und der Stillzeit z. B. folgende „unverantwortbare
Gefährdungen“ in den Fokus:

Umgang mit Gefahrstoffen, die möglicherweise zu einer Schädigung einer Schwangeren und ihres ungeborenen Kindes
sowie einer stillenden Mutter führen können
Umgang mit biologischen Arbeitsstoffen wie Viren, Bakterien und Pilzen (insbesondere Kinderkrankheiten wie Röteln,
Masern, Mumps, Windpocken, Keuchhusten etc.). Eine unverantwortbare Gefährdung gilt als ausgeschlossen, wenn die
Schwangere über eine ausreichende Immunität verfügt. Solange bei der Betreffenden kein ausreichender Immunschutz
festgestellt wurde, darf sie nicht in der Kinderbetreuung tätig sein. D. h. der Träger muss sofort nachdem ihm die
Schwangerschaft bekannt wird, ein (vorübergehendes) Tätigkeitsverbot mit Kindern aussprechen
Regelmäßiges Bewegen von Lasten mit mehr als 5 kg oder gelegentlich 10 kg (z. B. Kinder)
Tätigkeiten in lärmintensiven Bereichen mit Beurteilungspegeln von 80 dB(A) oder höher
Tätigkeiten in Zwangshaltung
Tätigkeiten, bei denen Unfälle zu erwarten sind (Fallen, Stürzen)

Für gewöhnlich beginnt die Schutzfrist sechs Wochen vor der Geburt und endet acht Wochen nach der Geburt. Bei Geburten von
Kindern mit Behinderung verlängert sich die nachgeburtliche Schutzfrist auf 12 Wochen, wie es schon bei Früh- und
Mehrlingsgeburten üblich ist.

Auch der Bereich Mehrarbeit und Ruhezeiten wurde neu geregelt. Demnach darf die geleistete Arbeitszeit nicht mehr als 8,5
Stunden am Tag und 90 Stunden in zwei Wochen betragen. Der Träger hat arbeitstäglich eine ununterbrochene Ruhezeit von 11
Stunden zu gewähren. Darüber hinaus muss der Träger der schwangeren Beschäftigten ermöglichen, sich während der Pausen
und Arbeitsunterbrechungen unter geeigneten Bedingungen hinlegen, hinsetzen und ausruhen zu können.

Zudem dürfen schwangere oder stillende Beschäftigte in der Zeit zwischen 20:00 Uhr und 6:00 Uhr nicht beschäftigt werden.
Eine Beschäftigung bis 22:00 Uhr ist nur mit Einwilligung der werdenden Mutter, ärztlicher Bescheinigung zur
Unbedenklichkeit, Einhaltung des Arbeitsschutzes und behördlicher Genehmigung möglich.
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Das staatliche Arbeitsschutzrecht und das autonome Recht
der gesetzlichen Unfallversicherung übertragen primär dem
Arbeitgeber bzw. dem Träger einer Tageseinrichtung für
Kinder die Verantwortung für die Gewährleistung von
Sicherheit und Gesundheit (vgl. z. B. § 4,
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 21 Sozialgesetzbuch VII
(SGB VII)).

Auch aufgrund der allgemeinen Verkehrssicherungspflicht,
die aus § 823 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) abgeleitet
wird, hat der Träger den sicheren Zustand seiner
Einrichtung zu verantworten. Er muss dafür sorgen, dass
die Räume und die Einrichtung sowie das Außengelände ordnungsgemäß angelegt und ausgestattet sind, um voraussehbare
Schäden Dritter zu verhindern.

Zudem nehmen auch Leiterinnen und Leiter einer Tageseinrichtung als Führungskräfte Arbeitgeber- bzw. Unternehmeraufgaben
wahr. Art und Umfang ergeben sich in der Regel aus dem Arbeitsvertrag oder der Stellenbeschreibung. Die (schriftliche)
Übertragung spezieller Pflichten des Arbeitsschutzes ist darüber hinaus im Rahmen der zugewiesenen Handlungskompetenzen
möglich.

Ein gut funktionierender innerbetrieblicher Arbeits- und Gesundheitsschutz setzt eine Aufbauorganisation voraus, in der
Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortung der einzelnen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Funktionsträger festgelegt
sind. In der Ablauforganisation wird definiert, wie und in welcher Rangfolge zugewiesene Aufgaben erledigt werden sollen und
wie sich die Zusammenarbeit gestalten soll.

In seiner Gesamtverantwortung kann der Träger nicht entlastet werden (Organisationsverantwortung). Er bleibt verantwortlich
für die Organisation (klare Regeln), die Auswahl (persönliche und fachliche Qualifikation) und die Aufsicht über das Personal.

Um einen wirkungsvollen betrieblichen Arbeitsschutz gewährleisten zu können, hat der Träger einer Kindertageseinrichtung
eine Betriebsärztin bzw. einen Betriebsarzt und eine Fachkraft für Arbeitssicherheit zu bestellen bzw. die sicherheitstechnische
und arbeitsmedizinische Betreuung nach der Unfallverhütungsvorschrift DGUV-Vorschrift 2 sicherzustellen.

Weiterhin ist der Unternehmer verpflichtet, geeignete Sicherheitsbeauftragte zu
bestellen. Sinnvoll ist es, die Sicherheitsbeauftragte oder den
Sicherheitsbeauftragten aus den Reihen der Beschäftigten einer jeweiligen
Kindertageseinrichtung zu bestellen, damit einrichtungsspezifische Sicherheits-
und Gesundheitsprobleme frühzeitig erkannt werden und gegengesteuert
werden kann.

Grundsätzlich muss sichergestellt sein, dass sich Beschäftigte und Kinder im
Brandfall richtig verhalten. Hierzu müssen alle Beschäftigten regelmäßig in
sicherheitsgerechtem Verhalten im Brandfall unterwiesen werden.
Brandschutzhelferinnen und Brandschutzhelfer, die in ausreichender Anzahl
ausgebildet werden müssen, wissen im Notfall, welche Maßnahmen zur
Brandbekämpfung sie treffen können, und sollen anderen beim Verlassen eines
Gebäudes behilflich sein. Zu Fragen des Brandschutzes berät die örtlich
zuständige Brandschutzdienststelle.

Zu einer funktionierenden Sicherheitsorganisation gehören auch ausgebildete
Ersthelferinnen und Ersthelfer. Weitere Informationen finden Sie unter Erste
Hilfe.

Darüber hinaus bedarf es einiger Spezialistinnen und Spezialisten, die mit besonderer fachlicher Expertise regelmäßig
qualifizierte Prüfungen durchführen. Hierzu zählen insbesondere Elektrofachkräfte für die Prüfung von elektrischen Anlagen
und Betriebsmitteln und Sachkundige für die Prüfung von Spielplatzgeräten.

Bei Unternehmen mit mehr als 20 Beschäftigten ist ein Arbeitsschutzausschuss (ASA) einzurichten. Der ASA ist ein Organ des
betrieblichen Arbeitsschutzes (§ 11 Arbeitssicherheitsgesetz - ASiG) und hat die Aufgabe, Anliegen des Arbeits- und
Gesundheitsschutzes zu beraten. Er ist ein Kommunikationsforum, in dem unterschiedliche Funktionsträger eines
Unternehmens Arbeitsschutzthemen erörtern, Maßnahmen beraten und Entscheidungen vorbereiten.
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Arbeitsschutzausschüsse setzen sich aus folgenden Mitgliedern zusammen:

dem Arbeitgeber oder einer bzw. einem von ihm Beauftragten
den Fachkräften für Arbeitssicherheit
den Betriebsärztinnen und Betriebsärzten
den Sicherheitsbeauftragten
zwei vom Betriebsrat (bzw. im öffentlichen Dienst vom Personalrat)
bestimmten Mitgliedern
im Einzelfall Expertinnen und Experten und Verantwortlichen aus einzelnen
Betriebsbereichen

Die Schwerbehindertenvertretung hat das Recht, an allen Sitzungen des ASA
beratend teilzunehmen (§ 178 SGB IX ).

Als gewählte Arbeitnehmervertretung setzt sich der Personalrat mit allen Fragen der Arbeitsgestaltung und des Arbeits- und
Gesundheitsschutzes auseinander.

Die Aufgaben der Fachkräfte für Arbeitssicherheit und Betriebsärztinnen und Betriebsärzte ähneln sich vom Grundsatz. Beide
unterstützen und beraten den Arbeitgeber insbesondere bei der Ermittlung und Beurteilung von arbeitsbedingten Unfall- und
Gesundheitsgefahren im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung, bei der kontinuierlichen Verbesserung der Sicherheit und des
Gesundheitsschutzes und bei der Entwicklung von Maßnahmen zur Gesundheitsförderung.

Fachkraft für Arbeitssicherheit und Betriebsärztin bzw. Betriebsarzt sind in Kindertageseinrichtungen häufig extern bestellte
Fachkräfte mit besonderen Qualifikationsnachweisen, die freiberuflich oder als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
überbetrieblicher Dienste tätig sind.

Die notwendigen Kenntnisse über Arbeitsplätze und -verfahren erhalten sie durch regelmäßige Betriebsbegehungen. Das
Augenmerk der Fachkräfte für Arbeitssicherheit richtet sich vornehmlich auf die technischen, organisatorischen und sozialen
Arbeitsbedingungen und die Integration des Arbeitsschutzes in die betriebliche Organisation. Betriebsärztinnen und
Betriebsärzte sind hingegen auf alle die Arbeitsmedizin betreffenden Fragen spezialisiert.

Die Betriebsärztin bzw. der Betriebsarzt wird zudem auf Grundlage der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge
(ArbMedVV) tätig. Hierzu zählen die Pflichtvorsorge zum Infektionsschutz und die Angebotsvorsorge zur Prävention von Muskel-
Skelett-Erkrankungen sowie die Angebotsvorsorge bezüglich der Augen bei Bildschirmarbeit.

Sicherheitsbeauftragte (SiBe) unterstützen Träger und Leitung bei der Durchführung der Maßnahmen zur Verhütung von
Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren, indem sie insbesondere auf Unfall- und
Gesundheitsgefahren für die Versicherten (Beschäftigte und Kinder) hinweisen.

Sicherheitsbeauftragte sind keine Arbeitsschutzexpertinnen und -experten, sondern Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
unmittelbar und kontinuierlich in das Tagesgeschäft eingebunden sind.

Sicherheitsbeauftragten müssen Möglichkeiten eingeräumt werden, ihre Aufgaben zu erfüllen und an Aus- und
Fortbildungsmaßnahmen des Unfallversicherungsträgers teilzunehmen. Sicherheitsbeauftragte sollen eng mit der Fachkraft für
Arbeitssicherheit und der Betriebsärztin bzw. dem Betriebsarzt zusammenwirken.

Als Sicherheitsbeauftragte sind daher in erster Linie motivierte Erzieherinnen und Erzieher mit Interesse für entsprechende
Fragestellungen in Betracht zu ziehen.

Je nach organisatorischen Voraussetzungen werden Sicherheitsbeauftragte auf Vorschlag der Leitung durch den Träger der
Einrichtung oder durch die Leitung der Einrichtung selbst bestellt.

Die Prüfung elektrischer Anlagen ist durch eine Elektrofachkraft durchzuführen, die aufgrund ihrer fachlichen Ausbildung,
Kenntnisse und Erfahrungen sowie Kenntnis der einschlägigen Bestimmungen die ihre übertragenen Arbeiten beurteilen und
mögliche Gefahren erkennen kann (im Regelfall ein Elektrogeselle, Elektromeister, Elektrotechniker oder Elektroingenieur).
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1
Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit, DGUV Vorschrift 2
Elektrische Anlagen und Betriebsmittel, DGUV Vorschrift 4
Kleine KiTa – aber sicher! Basisinformationen für Elterninitiativen, DGUV Information 202-110
Prüfung ortsveränderlicher elektrischer Betriebsmittel, DGUV Information 203-049
Betrieblicher Brandschutz in der Praxis, DGUV Information 205-001
Brandschutzhelfer, DGUV Information 205-023
Leitfaden zur Ermittlung der Anzahl der Sicherheitsbeauftragten im öffentlichen Dienst, DGUV Information 211-039
Sicherheitsbeauftragte, DGUV Information 211-042
Siebtes Buch Sozialgesetzbuch, SGB VII
Arbeitsschutzgesetz, ArbSchG
Arbeitssicherheitsgesetz, ASiG
Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV)
Maßnahmen gegen Brände, Technische Regeln für Arbeitsstätten, ASR A2.2
Neuntes Sozialgesetzbuch, SGB IX
Landespersonalvertretungsgesetz, LPersVG

Die Prüfung ortsveränderlicher elektrischer Betriebsmittel kann hingegen auch durch eine sogenannte elektrotechnisch
unterwiesene Person durchgeführt werden. Hierfür kommen z. B. Hausmeister oder sonstige Handwerker infrage. Der Einsatz
setzt die Verwendung geeigneter Prüfgeräte sowie die Anleitung und Aufsicht durch eine Elektrofachkraft voraus.

Die Überprüfungen sind zu dokumentieren und müssen in bestimmten Zeitabständen wiederholt werden (Richtwert für
ortsfeste Anlagen vier Jahre und für ortsveränderliche Betriebsmittel ein Jahr). Die Richtwerte gelten für normale Betriebs- und
Umgebungsbedingungen. Ob normale Verhältnisse vorliegen, obliegt der Beurteilung durch eine Elektrofachkraft und kann im
Einzelfall zu anderen Prüffristen führen.

Für die Prüfung von Spielplatzgeräten bedarf es vertiefter Kenntnisse. Insbesondere die jährliche Hauptuntersuchung ist von
einer sachkundigen Person durchzuführen. Diese hat aufgrund ihrer fachlichen Ausbildung und Erfahrung ausreichende
Kenntnisse über Spielplatzgeräte und ist mit den entsprechenden Vorschriften bzw. Regeln der Technik (z. B. DIN-Normen)
vertraut.

Weitere Hinweise finden Sie unter dem Punkt Prüfung und Wartung von Spielplatzgeräten.
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Ein zentrales Element des Arbeits- und Gesundheitsschutzes stellt
die Gefährdungsbeurteilung dar. Sie besteht aus einer
systematischen Feststellung und Bewertung von relevanten
Gefährdungen für das Personal und die Kinder in einer
Kindertageseinrichtung. Die Gefährdungsbeurteilung hilft den
Verantwortlichen dabei, die Sicherheit und Gesundheitsschutz in
der Kindertageseinrichtung zu bewerten und aus dem Ergebnis
entsprechende Maßnahmen abzuleiten. Nachfolgend wird Ihnen
eine Handlungshilfe der Unfallkasse NRW zur
Gefährdungsbeurteilung in Kindertageseinrichtungen als
download (pdf) bereitgestellt. Neben allgemeinen
Handlungshinweisen wird der methodische Ablauf und der Aufbau
der Prüflisten erläutert. Zudem sind im Anschluss dieser
Internetseite alle Prüflisten im Wordformat eingefügt.

Gefährdungsbeurteilung für Kindertageseinrichtungen -
Handlungshilfe

3.1 Organisation von Sicherheit und Gesundheit

3.1.1 Sicherheitsorganisation
3.1.2 Erste Hilfe
3.1.3 Tätigkeitsbezogene Unfall- und Gesundheitsgefahren
3.1.4 Mutterschutz, Jugendschutz
3.1.5 Arbeitsmedizinische Vorsorge
3.1.6 Maßnahmen im Notfall, Brandschutz
3.1.7 Baumaßnahmen, Auftragsvergaben, Fremdfirmen
3.1.8 Prüfung, Instandhaltung
3.1.9 Unterweisungen

3.2 Allgemeine Anforderungen an Bau und Ausstattung

3.2.1 Barrierefreiheit
3.2.2 Raum- und Platzangebot
3.2.3 Tageslicht, künstliche Beleuchtung
3.2.4 Bau- und Raumakustik
3.2.5 Natürliche Lüftung, Raumklima
3.2.6 Böden, Wände, Stützen, Verglasungen
3.2.7 Absturzsicherungen, Umwehrungen
3.2.8 Treppen, Rampen
3.2.9 Türen, Fenster
3.2.10 Mobiliar, Ausstattungen, Spielzeug
3.2.11 Heiße Oberflächen und Flüssigkeiten
3.2.12 Elektrische Anlagen und Betriebsmittel
3.2.13 Fluchtwege, Notausgänge

3.3 Zusätzliche Anforderungen an besondere Räume und
Ausstattungen

3.3.1 Haustechnik, Lagerung
3.3.2 Toiletten, Waschräume, Wickelplätze
3.3.3 Werkräume
3.3.4 Büroarbeitsplätze, PC-/Spiel-/Lernplätze
3.3.5 Schlafräume
3.3.6 Räume zur Bewegungserziehung
3.3.7 Erhöhte Spielebenen
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3.4 Zusätzliche Anforderungen an Außenanlagen

3.4.1 Außen(spiel-)flächen, befestigte Flächen
3.4.2 Aus- und Zugänge, Einfriedungen
3.4.3 Spielplatzgeräte, naturnahe Spielräume
3.4.4 Wasserflächen, Anpflanzungen

3.5 Psychische Belastungen

3.5 Psychische Belastungen
Auswertung psychische Belastungen
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